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1. Änderung der Allgemeinverfügung zum Verbot von Veranstaltungen, Versamm-
lungen sowie sonstigen Zusammenkünften aufgrund SARS-CoV-2 vom 
16.03.2020 

- Ergänzungen gegenüber der Allgemeinverfügung zum Verbot von Veranstaltungen,  
Versammlungen sowie sonstigen Zusammenkünften aufgrund SARS-CoV-2 vom 

16.03.2020 sind fett und unterstrichen gesetzt - 
 
1. Alle öffentlichen und nichtöffentlichen Veranstaltungen sowie Versammlungen, bei denen es zu 

einer Begegnung von Menschen kommt, sind unabhängig von der Zahl der Teilnehmenden, 
sowohl in geschlossenen Gebäuden als auch unter freiem Himmel, ab sofort untersagt. Dieses 
Verbot gilt auch für Gottesdienste und sonstige Veranstaltungen von Religionsgemeinschaften. 



 

 

2 

REESER AMTSBLATT, Ausgabe 7, Jahrgang 2020, vom 19.03.2020, Seite 2 

Herausgeber: Bürgermeister Rees, Rathaus, Markt 1, 46459 Rees 

 

Darüber hinaus ist jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanla-
gen untersagt. Ausgenommen von diesem Verbot sind nur solche Veranstaltungen, die der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfürsorge und –vor-
sorge zu dienen bestimmt sind. Dazu gehören beispielsweise Wochenmärkte, die der Nahver-
sorgung der Bevölkerung dienen. 

 
2. Ausdrücklich nicht geschlossen wird der Einzelhandel für Lebensmittel, Wochenmärkte, 

Abhol- und Lieferdienste, Getränkemärkte, Apotheke, Sanitätshäuser, Drogerien, Tank-
stellen, Banken und Sparkassen, Poststellen, Frisöre, Reinigungen, Waschsalons, Zei-
tungsverkaufsstellen, Bau-, Gartenbau- und Tierbedarfsmärkte und der Großhandel. Alle 
anderen Verkaufsstellen des Einzelhandels sind ab sofort zu schließen. Dienstleister 
und Handwerker können ihrer Tätigkeit weiterhin nachgehen. 

 
3. Geschäften des Einzelhandels für Lebensmittel, Wochenmärkten, Abhol- und Liefer-

diensten, Apotheken sowie Geschäften des Großhandels ist bis auf weiteres auch die 
Öffnung an Sonn- und Feiertagen von 13 bis 18 Uhr gestattet. Dies gilt nicht für Karfrei-
tag, Ostersonntag und Ostermontag. 

 
4. Sämtliche Verkaufsstellen im Sinne des Ladenöffnungsgesetzes müssen die erforderli-

chen Maßnahme zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts und zur Vermeidung von Warte-
schlangen treffen. 

 
5. Der Betrieb von Museen, Fitnessstudios, kosmetischen Einrichtungen, Saunen und Well-

nesseinrichtungen, Spielhallen, Volkshochschulen, Musikschulen, sonstigen öffentlichen und 
privaten außerschulischen Bildungseinrichtungen, Spiel- und Bolzplätzen sowie Zusammen-
künfte in Sportvereinen und sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen ist ab sofort untersagt.  

 
6. Der Betrieb von Kneipen, Cafés, Bars und ähnlichen Einrichtungen ist ab sofort unter-

sagt. 
 
7. Der Zugang zu Restaurants und Speisegaststätten sowie Hotels für die Bewirtung von Über-

nachtungsgästen wird ab sofort beschränkt. Diesbezüglich sind folgende Auflagen, sowohl für 
den Innen- als auch den Außenbereich, einzuhalten:  
Besucherregistrierung mit Kontaktdaten, Reglementierung der Besucherzahl auf höchstens 4 
Personen pro Tisch und Mindestabstände zwischen Tischen von 2 Metern, Hygienemaßnah-
men, Aushänge mit Hinweisen zur richtigen Hygienemaßnahmen. 

 
8. Die Öffnungszeiten von Restaurants und Speisegaststätten werden auf den Zeitraum 

von 6 Uhr bis 15 Uhr beschränkt. 
 
9. Hotelbetriebe, Ferienwohnungen sowie weitere Übernachtungsangebote dürfen nur zu 

notwendigen und ausdrücklich nicht zu touristischen Zwecken genutzt werden. 
 
10. Die Durchführung von Reisebusreisen ist ab sofort untersagt. 
 
11. Die Allgemeinverfügung gilt unbefristet. 
 Sie erlischt, sobald eine gleichgerichtete Rechtsverordnung gem. § 32 IfSG durch das fachlich 

zuständige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen erlassen wird oder durch Aufhebung 
der zuständigen Behörde. 

 
12. Außerdem ordne ich für die Maßnahmen zu 1., 2. und 3. die sofortige Vollziehung an.  
 
13. Die Anordnungen der Allgemeinverfügung treten am Tag nach der öffentlichen Bekanntma-

chung in Kraft. 
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14. Erfolgt die Durchführung der Veranstaltung ohne Einhaltung der Festlegungen, haftet der Ver-

anstalter / Anbieter bzw. Betreiber für alle durch die Verletzung seiner Pflichten resultierenden 
Folgen. Der Verstoß gegen Ziffer 1 - 10 dieser Allgemeinverfügung wird gem. § 75 Absatz 1 Nr. 
1 IfSG mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer einer vollziehbaren 
Anordnung nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG zuwiderhandelt. 

 
Rechtsgrundlagen: 
 
§§ 16, 28 Infektionsschutzgesetz i.V.m. §§ 2 und 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz – ZVO-IfSG – NRW vom 28.11.2000 
 
Begründung: 
 
Zu 1.: 
 
Werden gemäß § 28 Abs. 1 S. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) u.a. Kranke, Krankheitsverdächtige 
oder Ansteckungsverdächtige festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheits-
verdächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnah-
men, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforder-
lich ist. Die zuständige Behörde kann gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG u.a. Veranstaltungen oder sons-
tige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten. Durch sol-
che Zusammenkünfte wird eine Verbreitung von Krankheitserregern begünstigt. Krankheitserreger 
im Sinne des Gesetzes sind gemäß § 2 Nr. 1 IfSG u.a. Viren. Bei dem SARS-CoV-2 handelt es sich 
um einen Krankheitserreger im Sinne des IfSG. Gemäß § 3 der Verordnung zur Regelung von Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) sind die örtlichen Ordnungsbehörden 
die zuständigen Behörden 
 
Eine Übertragung des Virus findet von Mensch zu Mensch statt, vor allem durch Tröpfcheninfektio-
nen. Dies erfolgt sowohl über die Schleimhäute der Atemwege als auch indirekt über die Hände, die 
mit den Schleimhäuten oder der Augenbindehaut in Kontakt gebracht werden. Das Risiko einer An-
steckung mit SARS-CoV-2 erhöht sich demnach für eine Person exponentiell mit der Anzahl der 
Menschen mit denen sie in näheren Kontakt kommt. Durch Menschenansammlungen besteht die 
konkrete Gefahr, dass sich die Infektion in der Bevölkerung weiterverbreitet. 
 
Eine konkrete Gefährdung für die besonders schützenswerten Individualrechtsgüter Leben und Ge-
sundheit liegt vor. Vor allem mit zunehmendem Alter und bestehenden Vorerkrankungen steigt die 
Wahrscheinlichkeit für schwere Krankheitsverläufe und ist als hoch einzuschätzen. Gerade in den 
letzten Tagen ist ein starker Anstieg an Erkrankungen in Deutschland und NRW festzustellen. Dies 
gilt ebenso für bestätigte Todesfälle. Ohne geeignete Maßnahmen ist zudem eine Überlastung des 
Gesundheitswesens möglich. 
 
Hinsichtlich der Maßnahmen gegen die Ausbreitung von SARS-CoV-2 sind nach der Risikobewer-
tung des Robert-Koch-Instituts (RKI) vom 13.03.2020 „massive Anstrengungen auf allen Ebenen 
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes “ erforderlich. Ziel muss es sein „die Infektionen in Deutsch-
land so früh wie möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des Virus so weit wie möglich zu 
verzögern“. Aus diesem Grund ist es erforderlich, jegliche sozialen Kontakte mit dem Ziel der Ver-
meidung von Infektionen im privaten, beruflichen und öffentlichen Bereich auf ein Minimum zu redu-
zieren. 
Dadurch soll die Zahl der gleichzeitig Erkrankten so gering wie möglich gehalten und Zeit gewon-
nen werden, um weitere Vorbereitungen zu treffen. 
Aus diesen Einschätzungen ist abzuleiten, dass gerade Veranstaltungen und Zusammenkünfte jeg-
licher Art ein hohes Gefährdungspotenzial mit sich bringen und abgesagt werden müssen.  
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Laut aktuellem Erlass des Landes NRW zur Eindämmung der Corona-Virus-Pandemie reduziert 
sich das Auswahlermessen der zuständigen Behörden regelmäßig dahingehend, dass nur die Ab-
sage oder zeitliche Verschiebung von Veranstaltungen bis zur Änderung der Gefährdungslage und 
Aufhebung der getroffenen Maßnahmen in Betracht kommt. Dies gilt für alle nicht zwingend notwe-
nigen Veranstaltungen. Nach dem Erlass hiervon ausgenommen sind notwendige Veranstaltungen, 
insbesondere solche, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der 
Daseinsfürsorge und –vorsorge zu dienen bestimmt sind. Zur Begründung verweist der Erlass auf 
die in kurzer Zeit rasante Verbreitung des Virus. Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwick-
lung der SARS-CoV-2 müssen weiterhin kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung, ins-
besondere Verzögerung der Ausbreitungsdynamik ergriffen und Infektionsketten unterbrochen wer-
den. Durch die durch diese Maßnahmen erwartete verlangsamte Weiterverbreitung des Virus kann 
die dringend erforderliche Zeit gewonnen werden, um im Interesse des Gesundheitsschutzes vul-
nerabler Personengruppen das Gesundheitssystem leistungsfähig zu halten. 
 
Die Untersagung jeder Veranstaltung, unabhängig von ihrer Personenzahl, ist geeignet, eine Ein-
dämmung der bereits stark gestiegenen Ausbreitung von SARS-CoV-2 zu erreichen. Jeder nicht 
unbedingt notwendige soziale Kontakt beinhaltet ein derart hohes Gefährdungspotential, dass nur 
durch ein Verbot von Veranstaltungen eine Weiterverbreitung der Infektionen mit SARS-CoV-2 in 
der Bevölkerung verhindert oder zumindest verlangsamt werden kann und dieses daher erforderlich 
ist. Dem gegenüber sind keine milderen Maßnahmen ersichtlich, die gleich effektiv, aber weniger 
eingriffsintensiv sind, als eine Veranstaltung nicht durchzuführen. Die extrem hohen Risikofaktoren 
des Zusammentreffens von Personen bei Veranstaltungen, wie vor allem Dauer, Anzahl und Inten-
sität der Kontaktmöglichkeiten sowie die fehlende Rückverfolgbarkeit haben zur Folge, dass nur die 
Absage in Betracht kommt. 
Zwar werden die persönlichen Interessen von Veranstaltern an der Durchführung von Veranstaltun-
gen sowie die Grundrechte aus Art. 2, Absatz 2, Satz 2, Art. 4, Art. 12 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1, Art. 8 
Grundgesetz eingeschränkt, jedoch ist die Maßnahme in Anbetracht der Sicherung der besonders 
schützenswerten Rechtsgütern Leben und Gesundheit der Bevölkerung, insbesondere der beson-
deren Risikogruppen, angemessen. Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist das zeitlich unbe-
fristete Verbot auch verhältnismäßig. 
 
Zu 2. - 10.: 
 
In Anlehnung an den Erlass des Landes NRW vom 15.03.2020 sowie die ergänzenden Erlasse vom 
17.03.2020 ist auch die Öffnung der aufgeführten Betriebe zum Schutz der Rechtsgüter Leben und 
Gesundheit der Bevölkerung untersagt bzw. eingeschränkt. Es liegen vergleichbar hohe Risikofak-
toren wie bei der Durchführung von Veranstaltungen vor. Dies umfasst den über einen längeren 
Zeitraum stattfindenden intensiven Kontakt zwischen Personen. Eine Zusammenkunft von Men-
schen in den genannten Betrieben ist im Sinne der Risikobewertung des RKI sowie des Erlasses 
des Landes NRW als nicht zwingend erforderlich zu bewerten. Die in 2. aufgeführten Betriebe sind 
dahingehend zu unterscheiden, dass sie der allgemeinen Versorgung dienen, speziell zur Deckung 
des dringenden oder täglichen Bedarfs. Des Weiteren gilt die Begründung, speziell hinsichtlich der 
Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen, zu 1. 

 
Zu 12.: 
 
Die Allgemeinverfügung ist nach § 28 Absatz 3 i. V. m. § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine 
etwaige Klage hat daher keine aufschiebende Wirkung. 
 
Zu 13.: 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die Be-
kanntgabe erfolgt durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Rees 
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Rechtsbehelfsbelehrung:  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach dessen Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, einzulegen.  
Der Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantworten-
den Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und 
Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe 
der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – 
ERVV vom 24.11.2017 BGBl. I S. 3803) 
 
Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
Die Klage ist gegen die oben bezeichnete Behörde zu richten und muss den Kläger, Beklagten und 
Gegenstand des Klagebegehrens benennen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Klagebegründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und der angefochtene 
Bescheid in Abschrift beigefügt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
müsste dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
 
Hinweis der Verwaltung:  
 
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II des Landes NRW ist das einer verwaltungsgerichtlichen 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft worden. Zur Vermeidung unnötiger 
Kostenrisiken empfehlen wir Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit uns in Verbindung 
zu setzen. Erfahrungen aus der Verwaltungspraxis zufolge können in vielen Fällen so etwaige Un-
klarheiten oder Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat 
wird durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht verlängert. 
 
Gerwers 
Bürgermeister 

2. Änderung der Allgemeinverfügung zur Festlegung von Betretungsverboten für 
Reiserückkehrer aus Risikogebieten aufgrund SARS-CoV-2 vom 16.03.2020  

- Ergänzungen gegenüber Allgemeinverfügung zur Festlegung von  
Betretungsverboten für Reiserückkehrer aus Risikogebieten  

aufgrund SARS-CoV-2 vom 16.03.2020 sind fett und unterstrichen gesetzt - 
 
1. Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage in einem Risikogebiet oder einem besonders 

betroffenen Gebiet in Deutschland entsprechend der jeweils aktuellen Festlegung durch das 
Robert-Koch-Institut (RKI) aufgehalten haben, dürfen für einen Zeitraum von 14 Tagen seit 
Rückkehr aus einem dieser Gebiete Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflegestellen, Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen, „Kinderbetreuung in be-
sonderen Fällen“, Schulen und Heime, in denen überwiegend minderjährige Personen betreut 
werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen nach § 45 SGB VIII (stationäre Erziehungshilfe) 
und stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe und besondere Wohnfor-
men im Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrichtungen nicht betreten. 

http://www.justiz.de/
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2. Die Allgemeinverfügung gilt unbefristet. 
 Sie erlischt, sobald eine gleichgerichtete Rechtsverordnung gem. § 32 IfSG durch das fachlich 

zuständige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen erlassen wird oder durch Aufhebung 
der zuständigen Behörde. 

 
3. Außerdem ordne ich für die Maßnahme zu 1. die sofortige Vollziehung an.  
 
4. Die Anordnungen der Allgemeinverfügung treten am Tag nach der öffentlichen Bekanntma-

chung in Kraft. 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
§§ 16, 28 Infektionsschutzgesetz i.V.m. §§ 2 und 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 

nach dem Infektionsschutzgesetz – ZVO-IfSG – NRW vom 28.11.2000 
 
Begründung: 
 
Zu 1. 
 
Werden gemäß § 28 Abs. 1 S. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) u.a. Kranke, Krankheitsverdächtige 
oder Ansteckungsverdächtige festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheits-
verdächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnah-
men, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforder-
lich ist. Die zuständige Behörde kann gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG u.a. Personen verpflichten, be-
stimmte Orte nicht zu betreten. Hierdurch wird eine Verbreitung von Krankheitserregern verhindert. 
Krankheitserreger im Sinne des Gesetzes sind gemäß § 2 Nr. 1 IfSG u.a. Viren. Bei dem SARS-
CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des IfSG. Gemäß § 3 der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG) sind die örtlichen 
Ordnungsbehörden die zuständigen Behörden 
 
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in 
Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen. 
 
Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten oder von der Ausbreitung des Coronavirus besonders be-
troffenen Gebieten in Deutschland besteht eine erhöhte Gefahr, mit SARS-CoV-2 infiziert zu sein. 
Die Inkubationszeit für SARS-CoV-2 beträgt 14 Tage.  
 
Laut aktuellem Erlass des Landes NRW zur Eindämmung der Corona-Virus-Pandemie reduziert 
sich das Auswahlermessen der zuständigen Behörden hinsichtlich der Rückkehrer aus den genann-
ten Gebieten dahingehend, dass für die Inkubationszeit ein Betretungsverbot für die genannten Ein-
richtungen zu erteilen ist. 
 
Nach den bisherigen Erkenntnissen ist eine besondere Gefährdungssituation für Kinder nicht er-
sichtlich. Sie können aber ebenso wie Erwachsene, ohne Symptome zu zeigen, Überträger von 
SARS-CoV-2 sein. Kinder und Jugendliche sind zugleich besonders schutzbedürftig. Dabei ist die 
Übertragungsgefahr bei Kindern besonders hoch, weil gemeinsames Spielen körperlichen Kontakt 
der Kinder untereinander mit sich bringt. Des Weiteren können Hygienemaßnahmen von Kindern 
nicht in der Form eingehalten werden, wie bei Erwachsenen. Aus diesen Gründen ist die Anord-
nung eines Betretungsverbots für Rückkehrer aus einem Risikogebiet oder einem besonders be-
troffenen Gebiet in Deutschland geeignet, erforderlich und angemessen um die Verbreitung der In-
fektion in Gemeinschaftseinrichtungen, in denen überwiegend Minderjährige betreut werden, zu un-
terbinden. Diese Anordnung betrifft die Kindertagespflege auch dann, wenn nur ein Kind betreut 
wird. Denn auch dann ist eine Übertragung auf weitere Kinder nicht ausgeschlossen. 
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Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört bei Einrichtungen, in denen 
Personen leben, die durch Alter, Vorerkrankung oder Behinderung einem besonderen Risiko 
durch SARS-CoV-2 ausgesetzt sind, auch eine Beschränkung der Ausbreitung. Hierzu gehören ins-
besondere Pflegeeinrichtungen, Wohngemeinschaften für pflegebedürftige oder behinderte Men-
schen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in denen besonders schutzbedürftige Personen 
leben. 
 
Das Risiko einer Erkrankung steigt ab 60 Jahren stetig an. Der Krankheitsverlauf ist 
bei älteren Menschen mit einem höheren Risiko verbunden, da insbesondere dieser Personenkreis 
bedingt durch das weniger gut reagierende Immunsystem, nach einer Infektion 
schwerer erkrankt. Auch verschiedene Grunderkrankungen, wie z.B. Herzkreislauferkrankungen, 
Diabetes, Erkrankungen des Atmungssystems sowie Krebserkrankungen scheinen das 
Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf zu erhöhen.  
 
Gerade bei älteren Menschen mit vorbestehenden Erkrankungen ist das Risiko für einen schweren 
Krankheitsverlauf höher als wenn nur ein Faktor vorliegt. Eine konkrete Gefährdung für die beson-
ders schützenswerten Individualrechtsgüter Leben und Gesundheit liegt vor. Vor allem mit zuneh-
mendem Alter und bestehenden Vorerkrankungen steigt die Wahrscheinlichkeit für schwere Krank-
heitsverläufe und ist als hoch einzuschätzen. 
 
Insofern ist der in den o.a. Einrichtungen bzw. Wohngemeinschaften lebende Personenkreis 
besonders vor einer Erkrankung an COVID-19 zu schützen und mögliche Infektionsgefahren 
(z.B. durch Kontakt mit Besuchern) sind weitestgehend zu minimieren. Aus diesen Gründen ist die 
Anordnung eines Betretungsverbots für Rückkehrer aus einem Risikogebiet oder einem besonders 
betroffenen Gebiet in Deutschland auch für stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliede-
rungshilfe geeignet, erforderlich und angemessen um die Verbreitung der Infektion zu unterbinden. 

 
Zu 3.: 
 
Die Allgemeinverfügung ist nach § 28 Absatz 3 i. V. m. § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine 
etwaige Klage hat daher keine aufschiebende Wirkung.  
 
Zu 4.: 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die Be-
kanntgabe erfolgt durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Rees. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung:  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach dessen Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, einzulegen.  
Der Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantworten-
den Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und 
Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe 
der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – 
ERVV vom 24.11.2017 BGBl. I S. 3803) 
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Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
Die Klage ist gegen die oben bezeichnete Behörde zu richten und muss den Kläger, Beklagten und 
Gegenstand des Klagebegehrens benennen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Klagebegründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und der angefochtene 
Bescheid in Abschrift beigefügt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
müsste dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
 
Hinweis der Verwaltung:  
 
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II des Landes NRW ist das einer verwaltungsgerichtlichen 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft worden. Zur Vermeidung unnötiger 
Kostenrisiken empfehlen wir Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit uns in Verbindung 
zu setzen. Erfahrungen aus der Verwaltungspraxis zufolge können in vielen Fällen so etwaige Un-
klarheiten oder Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat 
wird durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht verlängert. 
 
Gerwers 
Bürgermeister 

3. Allgemeinverfügung zur Festlegung von Betretungsverboten von Tages- und 
Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, von ta-
gesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tages-
stätten oder sonstige vergleichbare Angebote), für Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation sowie von interdisziplinären oder heilpädagogischen Frühförder-
stellen, heilpädagogischen Praxen und Autismuszentren zur Verhinderung der 
weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 

1. Sämtliche Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, 
tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder 
sonstige vergleichbare Angebote) sowie Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation haben ab 
sofort allen Nutzerinnen und Nutzern zunächst bis zum 19. April 2020 den Zutritt zu versagen. 
Dies gilt insbesondere für Bildungseinrichtungen für berufsvorbereitende und ausbildende Maß-
nahmen, die sich an Menschen mit Behinderungen richten, wie z. B. Berufsbildungswerke, Be-
rufsförderungswerke, Berufliche Trainingszentren. 

 
2. Ausgenommen sind Nutzerinnen und Nutzer, die im eigenen häuslichen Umfeld untergebracht 

sind und deren Betreuungs- oder Pflegeperson eine unverzichtbare Schlüsselperson ist. Die 
Pflege und / oder Betreuung soll erfolgen, sofern eine private Betreuung insbesondere durch 
Familienangehörige oder die Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten und Arbeitsgestaltung (bspw. 
Homeoffice) nicht gewährleistet werden kann. 

 
 Schlüsselpersonen sind Angehörige von Berufsgruppen, deren Tätigkeit der Aufrechterhaltung 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der medizinischen und pflegerischen Versorgung 
der Bevölkerung und der Aufrechterhaltung zentraler Funktionen des öffentlichen Lebens dient. 
Dazu zählen insbesondere:  

 
 Alle Einrichtungen, die der Gesundheitsversorgung und der Pflege sowie der Behindertenhilfe, 

Kinder- und Jugendhilfe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung einschließlich der nichtpolizei-
lichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst und Katastrophenschutz), der Sicherstel-

http://www.justiz.de/
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lung der öffentlichen Infrastrukturen (Telekommunikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Ent-
sorgung), der Lebensmittelversorgung und der Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, 
Justiz und Verwaltung dienen. 

 
3. Die Unentbehrlichkeit ist der betreffenden Einrichtung gegenüber durch eine schriftliche Bestä-

tigung des jeweiligen Arbeitgebers bzw. Dienstvorgesetzten nachzuweisen. 
 
4. Ausgenommen sind weiterhin Nutzerinnen und Nutzer deren pflegerische oder soziale Betreu-

ung für den Zeitraum, in dem sie sich normalerweise in einer Werkstatt für behinderte Men-
schen (WfbM) aufhalten, nicht sichergestellt ist. Die Träger der WfbM werden angehalten, für 
die betroffenen Personen eine Betreuung im notwendigen Umfang sicherzustellen. Sie sollten 
zu diesem Zweck mit Anbietern von Wohneinrichtungen zusammenarbeiten. 

 
5. Ausgenommen sind zudem diejenigen Rehabilitandinnen und Rehabilitanden, die einen intensi-

ven und persönlichen Betreuungsaufwand benötigen, dem im häuslichen Rahmen nicht ent-
sprochen werden kann. Für diese Teilnehmenden kann auf Elternwunsch bzw. auf Bedarfsmel-
dung des / der Teilnehmenden im Einzelfall nach Entscheidung der Schulleitung ein Betreu-
ungsangebot vor Ort in der Einrichtung sichergestellt werden. Da dieser Personenkreis zur be-
sonders vulnerablen Bevölkerungsgruppe gehört, sind entsprechende Schutzmaßnahmen zu 
beachten. Zur Flankierung der kontaktreduzierenden Maßnahmen kann, soweit möglich, das 
Unterrichtsgeschehen auf virtuelle Lernwelten umgestellt werden und durch die Bildungsträger 
weiter begleitet werden. 

 
6. Ausgenommen sind darüber hinaus Nutzerinnen und Nutzer von Tages- und Nachtpflegeein-

richtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, deren häusliche Versorgung bei 
Wegfall der teilstationären Pflege und Betreuung glaubhaft gefährdet wäre. Über die Gewäh-
rung einer Ausnahmeregelung entscheidet die Leitung der bisher genutzten Einrichtung im Ein-
zelfall unter Abwägung der Gesamtumstände - insbesondere der erhöhten Gefahren durch das 
neuartige Corona-Virus SARS-CoV-2 einerseits und einer drohenden unzureichenden häusli-
chen Versorgung sowie verbesserter Schutzvorkehrungen bei einer Reduzierung der Zahl der 
in der Einrichtung zu versorgenden Personen andererseits. 

 
7. Die Betretungsverbote unter 1. gelten auch für interdisziplinäre oder heilpädagogische Frühför-

derstellen, heilpädagogische Praxen und Autismuszentren, soweit dies nicht medizinisch drin-
gend notwendig angezeigt ist. Daneben gelten die Betretungsverbote unter 1. auch für Betreu-
ungsgruppen, die als Angebote zur Unterstützung im Alltag im Sinne der Anerkennungs- und 
Förderungsverordnung (AnFöVO) anerkannt wurden. 

 
8. Zu den Ausnahmen, die unter Ziffern 2 sowie 4 - 7 bestimmt sind, gilt, dass ein zumutbarer 

Transport für den Hin- und Rückweg sicherzustellen ist, der die derzeit besonderen Risiken 
durch eine Infektion mit SARS-CoV-2 berücksichtigt. 

 
9. Auf die sofortige Vollziehung nach § 28 Absatz 3 i.V. m. § 16 Absatz 8 IFSG wird hingewiesen. 
 
10. Die Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
§§ 16, 28 Infektionsschutzgesetz i.V.m. §§ 2 und 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 

nach dem Infektionsschutzgesetz – ZVO-IfSG – NRW vom 28.11.2000 
 
Begründung: 
 



 

 

10 

REESER AMTSBLATT, Ausgabe 7, Jahrgang 2020, vom 19.03.2020, Seite 10 

Herausgeber: Bürgermeister Rees, Rathaus, Markt 1, 46459 Rees 

 

Aufgrund des Erlasses des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW vom 
17.3.2020 („Aufsichtliche Weisung zum Betretungsverbot von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen 
im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, von tagesstrukturierenden Einrichtungen der Einglie-
derungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder sonstige vergleichbare Angebote), für Einrichtungen 
der beruflichen Rehabilitation sowie von interdisziplinären oder heilpädagogischen Frühförderstel-
len, heilpädagogischen Praxen und Autismuszentren ab Mittwoch, 18. März 2020, zur Verhinderung 
der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2“) ist die Stadt Rees als zuständige örtliche Ordnungs-
behörde nach §§ 28 IfSG, 3 ZVO-IfSG angewiesen, diese Allgemeinverfügung mit den darin enthal-
tenen Anordnungen zu erlassen. 
 
Zur Begründung verweise ich auf den Erlass und die darin enthaltenen nachfolgenden Ausführun-
gen, die mein Entschließungs- und Auswahlermessen binden. 
 
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in 
Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen. 
 
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen und der wei-
terhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere kontaktre-
duzierende Maßnahmen zur Beeinflussung insbesondere Verzögerung der Ausbreitungsdynamik 
zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. durch Husten, 
Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu 
Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. 
 
Zu 1.: 
 
Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört auch eine Beschränkung der Aus-
breitung auf der Grundlage von § 28 IfSG in Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch sowie tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
(Werkstätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleichbaren Angebote). Dort bzw. auf dem gemeinsa-
men Transport in die genannten Einrichtungen treten insbesondere Menschen, die durch Alter, Vor-
erkrankung oder Behinderung einem besonderen Risiko durch das Corona-Virus ausgesetzt sind, in 
engen Kontakt miteinander.  
 
Hinzu kommt, dass das Einhalten disziplinierter Hygieneetiketten zudem abhängig von der Möglich-
keit der Übernahme von (Eigen-)Verantwortung ist und bei den Nutzerinnen und Nutzern der be-
schriebenen Einrichtungen häufig nicht vorausgesetzt werden kann. Damit steigt die Gefahr, dass 
sich Infektionen innerhalb dieser Einrichtungen verbreiten und in die Familien bzw. Wohngruppen 
weitergetragen werden. Aus diesen Gründen ist nach Abwägung aller Umstände eine allgemeingül-
tige Anordnung erforderlich, um eine Verbreitung der Infektion zu verhindern. 
 
Zu 2.: 
 
Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die medizinische und pflegerische Versorgung der 
Bevölkerung muss unter Berücksichtigung der Erforderlichkeit der Zugangsbeschränkung zu Ta-
ges- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie zu tages-
strukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten  
oder sonstigen vergleichbaren Angebote) aufrechterhalten werden. Dazu sind Maßnahmen zu er-
greifen, die geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der genannten Personengruppen nicht aufgrund des 
Betreuungsbedarfs ihrer Angehörigen zu beeinträchtigen. Zu den üblichen Betreuungszeiten ist da-
her eine Beaufsichtigung und Betreuung in der jeweiligen Einrichtung für Angehörige von Schlüssel-
personen sicherzustellen. Der Nachweis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, um die Zahl 
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der in den genannten Einrichtungen zu betreuenden Menschen so gering wie möglich zu halten, da-
mit einer weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 entgegengewirkt werden kann. Anderenfalls wäre 
die Maßnahme des Betretungsverbots von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch sowie tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
(Werkstätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleichbaren Angebote) nicht effektiv, wenn die Nutze-
rinnen und Nutzer dieser Einrichtungen dort aufhalten würden. 
 
Zu 3.: 
 
Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient dem Nachweis des Betreuungsbedarfs.  

 
Zu 4.: 
 
Die in den Werkstätten beschäftigten Menschen mit Behinderungen benötigen teilweise den Besuch 
der Werkstatt als eine tagesstrukturierende Maßnahme. Selbstverständlich hat der Gefahrschutz 
auch in Werkstätten höchste Priorität. Die dort beschäftigten behinderten Menschen haben aber auch 
einen Anspruch auf diese Teilhabeleistung. Anders als bei Kindertageseinrichtungen stehen ihnen 
keine unterhaltsverpflichteten Personen zur Seite. Hinzu kommt, dass ein Teil der Betreuungs-Per-
sonen (in den Familien) in einem hohen Alter ist und schnell überfordert sein kann. Werden Werk-
stätten geschlossen, ist deshalb durch den Träger sicherzustellen, dass zumindest die Personen, die 
auf eine Betreuung angewiesen sind, diese auch erhalten. Die Betreuung kann dabei z.B. auch in 
Zusammenarbeit mit Wohnanbietern geleistet werden. 
 
Zu 5.: 
 
Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen gehören auch der unter Zu 1. genannten,  
besonders schutzbedürftigen Personengruppe an, gleichwohl kann die stabilisierende Wirkung der 
Förderung in den entsprechenden Bildungseinrichtungen nicht außer Acht gelassen werden, so 
dass hier entsprechende Differenzierungen im Interesse der Menschen mit Behinderungen möglich 
sein müssen. 
 
Zu 6.: 

  
Bei einigen Nutzerinnen und Nutzern ist die Betreuung in einer Tages- und Nachtpflegeeinrichtung 
unverzichtbarer Baustein zur Aufrechterhaltung der häuslichen Versorgung. Die pflegenden Perso-
nen sind oftmals selbst in einem hohen Alter und gesundheitlich vorbelastet.  
Ohne die Möglichkeit zur weiteren Nutzung eines Angebots der Tages- und Nachtpflege kann das 
Risiko einer Überforderung und in der Folge des dauerhaften Zusammenbruchs der häuslichen Ver-
sorgung nicht ausgeschlossen werden. 
 
Andererseits bestehen ggf. Möglichkeiten, das Infektionsrisiko in den Einrichtungen durch die ange-
strebte Reduzierung der Zahl der gleichzeitigen Nutzerinnen und Nutzer zu minimieren. Z.B. durch 
Einzeltransporte in die Einrichtung und wieder zurück in die eigene Häuslichkeit oder durch größere 
räumliche Abstände der Nutzerinnen und Nutzer während der Betreuung in der Einrichtung, die 
durch eine reduzierte Zahl gleichzeitiger Nutzerinnen und Nutzer ermöglicht werden. Dies ist durch 
den Leiter der jeweiligen Einrichtung bei seiner Entscheidung über die Aussprache des Betretungs-
verbots zu berücksichtigen. 
 
Zu 7.: 
 
Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen gehören auch der unter Zu 1. genannten, beson-
ders schutzbedürftigen Personengruppe an, weshalb auch hier entsprechende kontaktreduzierende 
Maßnahmen erforderlich sind. 
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Zu 8.: 
 
Den Anforderungen des erhöhten Infektionsschutzes soll während gemeinsamer Hin- und Rück-
fahrten mehrerer Nutzerinnen und Nutzer der Einrichtung durch angemessene Maßnahmen Rech-
nung getragen werden, dazu können insbesondere erhöhte Sicherheitsabstände zwischen den Mit-
fahrenden beitragen. 
 
Zu 10.: 
 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die Be-
kanntgabe erfolgt durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Rees. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung:  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach dessen Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, einzulegen.  
Der Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantworten-
den Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und 
Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe 
der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung – 
ERVV vom 24.11.2017 BGBl. I S. 3803) 
 
Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
Die Klage ist gegen die oben bezeichnete Behörde zu richten und muss den Kläger, Beklagten und 
Gegenstand des Klagebegehrens benennen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Klagebegründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und der angefochtene 
Bescheid in Abschrift beigefügt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
müsste dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  
 
Hinweis der Verwaltung:  
 
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II des Landes NRW ist das einer verwaltungsgerichtlichen 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft worden. Zur Vermeidung unnötiger 
Kostenrisiken empfehlen wir Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit uns in Verbindung 
zu setzen. Erfahrungen aus der Verwaltungspraxis zufolge können in vielen Fällen so etwaige Un-
klarheiten oder Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat 
wird durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht verlängert. 
 
Gerwers 
Bürgermeister 
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